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Zusammenfassung

Die COVID-19-Krise bietet sowohl einzigartige Chancen als auch 
besondere Herausforderungen für Public Health in Theorie und 
Praxis. Das Management der Pandemie war anfangs überwie-
gend von Virologen dominiert, unterstützt von Epidemiologen, 
die nicht immer die grundlegenden Anforderungen ihrer Wis-
senschaft erfüllten. Interdisziplinäre gesundheitswissenschaft-
liche Fachkenntnisse und komplexe Betrachtungen aus einer 
breiteren Public-Health-Perspektive hatten hingegen keine 

spürbaren Auswirkungen auf die COVID-19-Debatte und noch 
weniger auf die Strategien zur Eindämmung der Pandemie. Pu-
blic Health ist universell und mehr als Gesundheitssicherheit bzw. 
Gesundheitsschutz. Als explizit politische Disziplin verfolgt Pu-
blic Health einen weitreichenden gesellschaftspolitischen Ansatz 
und darf sich nicht auf biomedizinische Aspekte verkürzen las-
sen. Medizinische und biotechnologische Lösungen allein wer-
den den Herausforderungen der Corona-Krise nicht gerecht. 
Unerlässlich für eine nachhaltige Bewältigung der Pandemie ist 
die Analyse der politischen, wirtschaftlichen, sozialen und öko-
logischen Determinanten, die zur Krise geführt haben. Um die 
Gesundheit der Bevölkerung zu verbessern und das Risiko zu-
künftiger Infektionsausbrüche zu verringern, ist eine umfassen-
de Politik erforderlich, die auch Hegemonien und Machtverhält-
nisse thematisiert.

Abstr act

The COVID 19 crisis offers unique opportunities and poses spe-
cial challenges for practical and theoretical public health. Ma-
nagement of the pandemic was initially dominated by virolo-
gists, supported by epidemiologists who did not always 
exercise the necessary scientific rigour. Expertise in interdisci-
plinary health sciences and complex considerations from a 
broader public health perspective, however, did not have noti-
ceable impact on the COVID 19 debate and even less on the 
strategies for containing the pandemic. Public health is univer-
sal and more than health security or health protection. As an 
explicitly political discipline, public health takes a far-reaching 
socio-political approach and must not be reduced to biomedi-
cal aspects. Medical and biotechnological solutions alone will 
not meet the challenges of the corona crisis. The analysis of the 
political, economic, social and ecological determinants that led 
to the crisis is indispensable for the sustainable management 
of the pandemic. In order to improve population health and 
reduce the risk of future outbreaks of dangerous infections, a 
comprehensive policy is needed that also addresses hegemo-
nies and power relations.
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Die Bedrohung der öffentlichen Gesundheit 
durch COVID-19
Eine gefährliche Seuche verbreitet sich über die Welt. Public-
Health-Experten und -Praktiker sind allerorten durch die rasche 
weltweite Ausbreitung der COVID-19-Infektion gefordert. Die Pan-
demie bedroht das Leben von Menschen und verursacht in zahlrei-
chen Ländern teils dramatische Folgen. Diese Situation könnte zu 
der Annahme verleiten, die Welt sei in besonderem Maße und zu-
nehmend von wirksamen Public-Health-Maßnahmen gegen 
COVID-19 abhängig [1, 2]. De facto zeigt die Corona-Krise aller-
dings eher die bestehenden Herausforderungen der Gesundheits-
wissenschaften und die Schwäche des öffentlichen Gesundheits-
dienstes auf. Die längerfristigen Konsequenzen der COVID-19-Kri-
se und v. a. die Auswirkungen auf Public Health sind zum jetzigen 
Zeitpunkt nicht voraussehbar. Statt einer Stärkung von Public 
Health könnte der bisherige Umgang mit der Pandemie in Deutsch-
land und anderswo eine Herausforderung von Public Health mit 
sich bringen oder dessen politische und gesellschaftliche Bedeu-
tung eher schwächen als fördern.

Deutlicher als je zuvor hat die COVID-19-Pandemie die komple-
xe Natur von Public Health bzw. Öffentlicher Gesundheit sichtbar 
gemacht und zugleich überraschend klar gezeigt, in welchem Maße 
Biomedizin und Biotechnologie noch immer die Public-Health-De-
batte dominieren. Wochenlang versorgten Politiker und Medien 
die Bevölkerung in Deutschland und vielen anderen Ländern der 
Welt kontinuierlich mit einer Mischung aus teils bedeutungslosen 
epidemiologischen Zahlen, bedrohlichen Szenarien und abschre-
ckenden Bildern von überfüllten Intensivstationen. Neben „Old“ 
Public Health in Form des Öffentlichen Gesundheitsdienstes (ÖGD) 
und seiner Oberbehörde, des Robert Koch-Instituts, deren Augen-
merk in erster Linie auf der Bekämpfung und Eindämmung der Pan-
demie lag, war in den ersten Wochen der COVID-19-Pandemie Pu-
blic Health als Theorie und Praxis des Schutzes, der Förderung und 
der Verbesserung der Gesundheit der Menschen kaum wahrnehm-
bar. Die regelrechte Infodemie, [3] die im Zusammenhang mit der 
Ausbreitung des neuartigen Corona-Virus entstand, machte er-
nüchternd deutlich, wie wenig von der ureigenen Komplexität von 
Public Health in den Medien und der Öffentlichkeit zu vermitteln 
war [4].

Der anfängliche Umgang mit der Pandemie pervertierte teilwei-
se sogar die Anforderungen an seriöse Wissenschaft im Sinne von 
„Old“ Public Health, wenn bspw. die renommierte School of Public 
Health der Johns Hopkins University in Baltimore die Weltöffent-
lichkeit mit immer neuen Zahlen bestätigter Infektionen, Todesfäl-
le und Genesungen überhäufte [5]. Selbst die Weltgesundheitsor-
ganisation scheute sich nicht, die absoluten Zahlen verschiedener 
Länder und Bevölkerungen einfach gegenüberzustellen und zu ver-
gleichen [6]. Die Darstellung und Veröffentlichung absoluter Zah-
len ohne relevante Referenzwerte widerspricht grundlegenden An-
sprüchen an Epidemiologie und Gesundheitswissenschaften. Aus-
sagekräftige epidemiologische Daten erfordern sowohl einen 
Zähler als auch einen Nenner; letzterer fehlte jedoch vielfach oder 
war bestenfalls lückenhaft, schließlich gab es weder Erkenntnisse 
über die Dunkelziffer, [7] noch waren die Daten über durchgeführ-
te Tests systematisch erhoben oder vollständig. Darüber hinaus 
war selbst der Zähler aufgrund einer unklaren Mischung aus Unter-

berichterstattung (Personen mit oder ohne Symptome, die aus ver-
schiedensten Gründen keinen Test machen konnten), Überbericht-
erstattung (da nicht alle Patienten mit positiven Tests auch an 
COVID-19 sterben) und nicht verwertbaren Testergebnissen mehr 
als zweifelhaft [8].

Allen Erklärungen über die Bedeutung der öffentlichen Gesund-
heit bei einem Pandemieausbruch zum Trotz waren es nicht ande-
re Public-Health-Experten, die nach den Virologen und Epidemio-
logen als zweite Gruppe auf den Plan traten. Stattdessen bekamen 
zunächst Ökonomen und Wirtschaftsexperten eine Bühne, um auf 
die gefährlichen wirtschaftlichen Folgen der Lockdown-Strategie 
hinzuweisen. Hinzu kamen Juristen und insbesondere Verfassungs-
rechtler, die vor tiefen Einschnitten bei den Bürger- und Menschen-
rechten warnten. Erst deutlich später traten Vertreter von „New“ 
Public-Health öffentlich in Erscheinung.

Biomedizinische Einengung
Die Erfahrungen beim Umgang mit der COVID-19-Krise haben ein-
mal mehr gezeigt, dass auch eine immer raschere Abfolge von Epi-
demie- oder Pandemieausbrüchen keineswegs automatisch zu 
einer Sensibilisierung für die komplexen Herausforderungen der 
Bevölkerungsgesundheit führt. Vielmehr drängt sich der Verdacht 
auf, dass die anfängliche Vorherrschaft von Virologen und Epide-
miologen in Medien und Politik die Wahrnehmung von Public 
Health und Öffentlicher Gesundheit als komplexe, multidisziplinä-
re und explizit politische Fachrichtungen eher marginalisiert als ge-
stärkt hat. Die vorrangige Bedeutung, die Entscheidungsträger bio-
medizinischen und biotechnologischen Lösungen und nicht den 
sozialen Determinanten von Gesundheit zuweisen, spiegelt sich in 
den beträchtlichen Geldsummen, die sie in die Entwicklung von 
COVID-19-Impfstoffen investieren [9], ebenso wider wie in der 
WHO-initiierten Megastudie zur beschleunigten Erforschung von 
Arzneimitteln gegen das neuartige Coronavirus [10]. Ein vergleich-
barer Forschungsfonds zur Untersuchung der hochgradig relevan-
ten Determinanten der Pandemie sind hingegen nicht in Sicht [11].

Die derzeitige, nahezu ausschließliche Fokussierung von Öffent-
lichkeit und Politik auf COVID-19 birgt nicht zuletzt die Gefahr, die 
Aufmerksamkeit von Public Health und Öffentlichem Gesundheits-
wesen von den epidemiologisch weitaus bedeutsameren chroni-
schen Gesundheitsproblemen wegzulenken [12]. COVID-19 ver-
drängt relevante Bedrohungen der heutigen Welt wie die Klimaka-
tastrophe, die weltweite Umweltzerstörung, bewaffnete Konflikte, 
zunehmende Ungleichheit und die wachsende Epidemie nicht-
übertragbarer Krankheiten, deren Ursachen zu erheblichen Teilen 
im rücksichtslosen globalen Wirtschaften liegen.

Die vorherrschende Konzentration auf biomedizinische Lösun-
gen bringt eine gefährliche Verkürzung von Public Health mit sich. 
Dieser biomedizinische Reduktionismus erschwert nicht nur die 
Bemühungen um die Verbesserung der öffentlichen Gesundheit 
z. B. auf kommunaler Ebene, [13] sondern auch die notwendige 
Thematisierung der politischen, ökonomischen, gesellschaftlichen 
und ökologischen Risikofaktoren, die erheblich zur aktuellen Pan-
demie beitragen. Dabei liefert die Public-Health-Forschung über-
zeugende Evidenz, dass sozioökonomische und soziodemografi-
sche Faktoren wie Deprivation, beengte Lebensverhältnisse, eth-
nische Zugehörigkeit und chronische Vorerkrankungen die 
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Wahrscheinlichkeit einer COVID-19-Infektion [14] und von schwe-
ren Verläufen erhöhen [15, 16] Die vorrangige Konzentration der 
Gesundheitspolitik auf grenzüberschreitende Gesundheitsproble-
me und die Ausbreitung gefährlicher Infektionskrankheiten lässt 
ein angemessenes Verständnis der sozialen Determinanten von 
Gesundheit und der sich daraus ergebenden Anforderungen an ver-
antwortliche Gesundheitspolitik vermissen [17]. Im Zusammen-
hang mit der Coronavirus-Pandemie zeigt sich einmal mehr, dass 
politische Maßnahmen und Gesundheitsstrategien häufig nicht an-
gemessen die Komplexität und Universalität von Public Health wi-
derspiegeln. Das widerspricht dem umfassenden und universellen 
Ansatz der Nachhaltigen Entwicklungsziele der Vereinten Natio-
nen, zu denen sich auch die Bundesrepublik Deutschland verpflich-
tet hat.

Implikationen für zukünftige 
Public-Health-Strategien
Öffentliche Gesundheit ist zunehmend durch Internationalität, po-
litische Interessen und v. a. durch Sicherheitsbelange bestimmt; 
Gesundheitssicherung bzw. -schutz gilt inzwischen als wesentli-
ches Ziel der Gesundheitspolitik, [18] denn akute Epidemieausbrü-
che gelten vielfach als größtes globalisierungsbedingtes Problem. 
Verschiedene Akteure arbeiten auf nationaler und internationaler 
Ebene zusammen, um grenzüberschreitende Gesundheitsbedro-
hungen zu erkennen und zu bekämpfen [19]. Dabei vernachlässigt 
Public Health – ebenso wie Global Health, also die Gesundheit der 
Welt und der Weltöffentlichkeit – allzu oft die potenziell heilbaren 
oder vermeidbaren chronischen Krankheiten wie Tuberkulose und 
Adipositas; noch weniger Aufmerksamkeit widmet sie den struk-
turellen Ursachen für schlechte Gesundheit und gesundheitliche 
Ungleichheiten [20].

Es mehren sich Beobachtungen und empirische Befunde, die 
zeigen, dass die Maßnahmen zur Bekämpfung der Ausbreitung von 
COVID-19, insbesondere die Lockdowns, enorme soziale, wirt-
schaftliche und andere indirekte Kosten verursachen und in Zu-
kunft weiter verursachen werden [21]. Vorläufige Schätzungen der 
OECD deuten darauf hin, dass die im Zusammenhang mit der Pan-
demie verfügten Maßnahmen die Volkswirtschaften der Hochein-
kommensländer monatlich um 2 % schrumpfen lassen; für Länder 
wie Frankreich, Deutschland, Italien, Spanien, Großbritannien und 
die Vereinigten Staaten gehen Ökonomen von einem Einbruch der 
Wirtschaftsleistung um bis zu 25 % pro Jahr aus [22]. Ein halbes Jahr 
nach dem Lockdown, im September 2020, zeigten OECD-Daten 
einen Rückgang der Wirtschaftsleistung in den meisten Hochein-
kommensländern um 10–15 % oder mehr [23].

Das Bruttoinlandsprodukt, auf das sich die OECD bezieht, stellt 
allerdings nur einen recht allgemeinen ökonomischen Parameter 
dar, denn die Auswirkungen der Rezession fallen nicht nur zwischen 
verschiedenen Ländern unterschiedlich aus, sondern verteilen sich 
sehr ungleich innerhalb der Gesellschaften. Der COVID-19-bedingte 
Anstieg der Arbeitslosigkeit wird die bestehende soziale Kluft ver-
tiefen und dürfte autoritären, nationalistischen Bewegungen und 
populistischen politischen Parteien weiteren Auftrieb geben. Es wird 
mehrere Jahre dauern, die Gesamtzahl der Todesfälle, Konkurse, Ent-
lassungen, Suizide, psychischen Probleme, Einkommens- und Inves-

titionsverluste und andere Kosten zu erfassen, die nicht nur auf das 
Virus, sondern auch auf die Maßnahmen zu seiner Bekämpfung zu-
rückzuführen sind. Eine Mischung aus wirtschaftlichem Sachver-
stand, politischen Erfordernissen und sozialen Gesichtspunkten lie-
fert aber schon jetzt zunehmend überzeugende Gründe, pandemie-
bedingte Beschränkungen kritischer zu prüfen.

Trotz des 2-monatigen Vorlaufs seit dem Auftreten von COVID-
19 im chinesischen Wuhan und vorbereiteter Pandemiepläne in 
den Schubladen relevanter Ministerien war die deutsche Public-
Health-Szene nicht hinreichend auf den Ausbruch der Pandemie 
vorbereitet. Zu Beginn der raschen Einführung des anfangs um-
fangreichen Lockdowns lieferten weder die Public-Health-Wissen-
schaften noch der Öffentliche Gesundheitsdienst den politischen 
Entscheidungsträgern fundierte, evidenzbasierte und praktisch 
umsetzbare Empfehlungen. Schwerwiegender war indes, dass von 
ihnen auch im weiteren Verlauf kaum spürbare Impulse zur Anpas-
sung der ergriffenen Maßnahmen und damit zur Verringerung frag-
würdiger Entscheidungen und ihrer Folgen ausgingen. Neben teil-
weise fehlender Evidenz über die Wirksamkeit oder gar Effizienz 
nicht-pharmakologischer Interventionen bei Pandemieausbrüchen 
[24] ist eine Reihe von voreiligen Maßnahmen auch aus klinischer 
und infektiöser wie aus epidemiologischer Sicht als fragwürdig ein-
zuordnen. So ist die Wirkung von pauschalen Ein- oder Ausreisebe-
schränkungen als isolierte Intervention bestenfalls zweifelhaft,  
[25] da bisher nicht belegt ist, dass sie zur Eindämmung von Infek-
tionsübertragungen beitragen [26]. Vollständige Ausgangssper-
ren, die nur in Ausnahmefällen das Verlassen der Wohnung, das 
Verbringen von Freizeit oder das Ausüben von Sport im Freien ge-
statten, sind vermutlich ebenso übertrieben und unwirksam wie 
die vollständige Schließung von Bürogebäuden, Hochschul-Cam-
pus und individuell nutzbaren Sporteinrichtungen. Solange die Ein-
haltung der Mindestanforderungen an physischen Abstand gewähr-
leistet ist, stellt die Aufrechterhaltung von Freizeit- und v. a. Arbeits-
aktivitäten keine Gefährdung dar. Unklar ist nach wie vor die 
Wirksamkeit von Gesichtsmasken in der Öffentlichkeit, die zwar bei 
hinreichender Verfügbarkeit und fachgerechter Verwendung 
Schutz bieten, aber gleichzeitig ein ungerechtfertigtes Sicherheits-
gefühl verbreiten und zu nachlässigerem Verhalten führen können; 
solange verschiedene Arten von Masken mit unterschiedlichem 
Schutzniveau zur Verfügung stehen, die hygienischen Mindestan-
forderungen nicht bekannt sind und die Öffentlichkeit die Masken 
nicht korrekt anwendet, verringern diese schwerlich eine Ausbrei-
tung.

Eine fundierte, wirksame und Erfolg versprechende Strategie 
zur Bekämpfung einer Pandemie muss auf belastbaren Belegen der 
multidisziplinären Public-Health-Wissenschaft und -Praxis beru-
hen. In jedem Fall ist sicherzustellen, dass die negativen Effekte 
nicht die positiven, gewünschten Wirkungen übersteigen. Wenn 
sich Public Health ernsthaft in die gesundheitspolitische Debatte 
einschalten will, muss sie sich intensiv mit möglichen Kollate-
ralschäden und unerwünschten Wirkungen von Anti-Pandemie-
Maßnahmen befassen und diese an die Politik zurückmelden. Der 
auch in Deutschland lange Zeit vorrangige unidirektionale Blick auf 
Gesundheitsschutz im Sinne von gesundheitspolizeilichen und seu-
chenhygienischen Maßnahmen erweist sich zunehmend als unzu-
reichend für eine erfolgreiche Pandemiebewältigung.
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Politische Positionierung anstatt 
Gesundheitsschutz
Der Wunsch nach Sicherheit ist in einer zunehmend ungerechten, 
instabilen und beängstigenden Welt gut verständlich. Es bleibt je-
doch oft unklar, was unter Sicherheit zu verstehen ist, wer Sicher-
heit definiert und wie sie entstehen soll. Eine sicherheitsorientier-
te Politik verfolgt in erster Linie die Wahrung des Status quo, so un-
gerecht und unfair er auch sein mag, es sei denn, sie verfolgt auch 
beim Ausbruch einer Pandemie grundlegende Belange von Public 
und Global Health, etwa sozialen Ausgleich und grenzübergreifen-
de Integration. Die Vernachlässigung der entscheidenden Deter-
minanten der Gesundheit droht das zu untergraben, worauf die Po-
litik ausgerichtet sein sollte, nämlich die Gewährleistung und 
Durchsetzung der in der Charta der Vereinten Nationen und der 
WHO-Verfassung festgeschriebenen Menschenrechte. Anders als 
der Einsatz für Grundrechte verfolgen Sicherheitspolitik und Ge-
sundheitsschutz grundsätzlich keinen universellen Anspruch. So 
gehört bisher der Schutz der Bedürftigsten – der Armen und Mar-
ginalisierten – nicht zu den vorrangigen Zielen der Corona-Eindäm-
mungsmaßnahmen. Dabei ist die Überwindung von Armut, Un-
gleichheit und sozialer Ungerechtigkeit ein wesentlicher Schlüssel 
für sozialen Zusammenhalt und bessere Gesundheit und damit ein 
entscheidendes Ziel von Public Health.

Anstatt wesentliche Ursachen von Public-Health-Krisen wie die 
sozialen, wirtschaftlichen und politischen Determinanten der Ge-
sundheit in den Mittelpunkt zu stellen, dreht sich die Debatte vor-
nehmlich um die Frage, wie sich die Krise effizient bewältigen lässt, 
ohne die zugrunde liegenden Ursachen bekämpfen zu müssen. Die 
Gesundheitswissenschaften wie der ÖGD stellen sich nicht konse-
quent genug der Frage, wie sich Risiken und Gefahren an ihrer Wur-
zel bekämpfen lassen. So konzentriert sich die Debatte vielfach dar-
auf, wie mit künftigen Risiken so umzugehen ist, dass sie nicht den 
Status quo bedrohen oder Besitzstandsinteressen gefährden. Dabei 
befasst sich doch gerade „New“ Public Health in erheblichem Maße 
damit, wie die aus den Lebens- und Umweltbedingungen resultie-
renden Gesundheitsprobleme so frühzeitig und so weit wie möglich 
zu erkennen und einzudämmen sind [27]. Dennoch ist es weder der 
akademischen Public Health noch dem ÖGD bisher ausreichend ge-
lungen, die Determinanten der Gesundheit hochrangig auf der ge-
sundheitspolitischen Agenda zu verankern, und noch weniger die 
dahinterstehenden politischen Prioritäten, die Einflüsse von Interes-
sengruppen oder gar die Machtverhältnisse zu thematisieren [28].

Public Health ist keineswegs vor der Instrumentalisierung für 
wirtschaftliche und politische Interessen gefeit, sie ist vielmehr sel-
ber von Machtverhältnissen und -strukturen durchsetzt, [18] die 
explizit auf die gesundheitspolitische Agenda gehören [29]. Tat-
sächlich bestimmen die bestehenden Machtinteressen das vorherr-
schende Verständnis von Public Health in weitaus größerem Maße 
als allgemein angenommen oder diskutiert. Die gesamte Debatte 
über Public-Health-Governance, Gesundheitssystem-Governance 
und Governance für Gesundheit [30] lässt die gebotene Klarheit 
vermissen, wenn es um die Analyse und Benennung der zugrunde-
liegenden Machtverhältnisse geht [31].

In diesem Zusammenhang ist klarzustellen, dass die eigentliche 
Ursache des COVID-19-Ausbruchs nicht so sehr mit der Globalisie-
rung an sich zusammenhängt, sondern vielmehr mit der Fähigkeit 

transnationaler Unternehmen, ihr Geschäftsmodell durchzusetzen 
und damit mikroökonomische Effizienz zum Leitdogma der Welt-
wirtschaft zu machen. Das vorherrschende globale Wirtschaftssys-
tem ist menschengemacht. Die öffentliche Politik hat weltweit die 
Vorherrschaft der Profitinteressen transnationaler Unternehmen ge-
genüber makroökonomischer Effizienz akzeptiert und darauf ver-
zichtet, volkswirtschaftlichen, sozialen und nachhaltigen Zielen Vor-
rang zu geben. Arbeitslosigkeit, Vulnerabilität, sozioökonomische 
Ungleichheiten und geschwächte öffentliche Dienste insbesondere 
der Gesundheitsversorgung fallen nicht vom Himmel, sondern sind 
unvermeidliche Folgen des herrschenden globalen Wirtschaftens. 
Alle Versuche der letzten vierzig Jahre, das gängigerweise als neoli-
beral bezeichnete ökonomische Modell zu verändern, kollidieren un-
weigerlich mit mächtigen Akteuren und Eigeninteressen, da sie den 
Kern der heutigen Weltwirtschaft, das Modell des ungehemmten 
Wachstums und die Verteilung der Ressourcen berühren.

Die COVID-19-Pandemie hat eindrucksvoll den für die Gesund-
heitswissenschaften zentralen Zusammenhang zwischen sozialen 
Determinanten und Gesundheit bestätigt, allerdings eher anders 
herum als im üblichen Public-Health-Verständnis. Bei der Corona-
Bewältigung ist nicht so sehr vom Einfluss der Lebens-, Arbeits-, 
Bildungs- und Einkommensbedingungen auf die Gesundheit der 
Menschen die Rede, sondern vielmehr von den Effekten der Pande-
mie auf die Gesellschaft und vor allem auf die Wirtschaft. Entspre-
chend dient Gesundheitssicherheit heute offener denn je dem 
Schutz der Industrie vor den Folgen schlechter Gesundheit und we-
niger dem Schutz der Gesundheit der Menschen vor Infektions-
krankheiten oder gar vor den schädlichen Auswirkungen des wirt-
schaftlichen Handelns [11]. Hier sind Theorie und die Praxis von 
Public Health gleichermaßen gefordert: Stärker als bisher muss es 
darum gehen, die Wechselbeziehungen zwischen politischen, öko-
nomischen, ökologischen und allen anderen gesellschaftlichen De-
terminanten und der Gesundheit der Bevölkerung herauszustellen 
und in der aktuellen Krisenbewältigung ebenso wie danach für eine 
Health-in-All-Politik zu kämpfen [32]. Daraus ergibt sich zwangs-
läufig auch ein anderes Verständnis von Gesundheitsschutz: Wer 
es ernst meint mit dem Schutz der Bevölkerungsgesundheit muss 
auf die kontinuierliche Durchsetzung einer gesundheitssichernden 
und damit -fördernden Politik auf nationaler und internationaler 
Ebene drängen und dabei auch die Faktoren in den Blick nehmen, 
die das Entstehen von Pandemien und anderen Krankheiten be-
günstigen.

Das Wiedererstarken des Staates
Die politischen Reaktionen auf die COVID-19-Krise lassen einen be-
merkenswerten Politikwechsel erkennen: Das Wiederaufleben des 
starken Staates. Selbst die Financial Times, eine der führenden 
Wirtschaftszeitungen der Welt und sicherlich weder fortschrittlich 
noch besonders kritisch, stellt fest: „Radikale Reformen – die die 
vorherrschende politische Richtung der letzten 4 Jahrzehnte um-
kehren – müssen auf den Tisch. Die Regierungen werden eine ak-
tivere Rolle in der Wirtschaft akzeptieren müssen“ [33]. Die Zei-
tung unterstreicht weiterhin die Notwendigkeit, „eine Politik um-
zusetzen, die bis vor kurzem noch als exzentrisch angesehen war, 
wie z. B. ein allgemeines Grundeinkommen und Vermögenssteu-
ern“ [33]. Unmittelbar nach diesen eher radikalen Ausführungen 
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fällt die Zeitung, die zur Pflichtlektüre der reichsten und mächtigs-
ten Akteure der globalisierten Welt gehört, jedoch in konservative 
Denkmuster zurück, wenn sie zu der Schlussfolgerung kommt, dass 
„Umverteilung wieder auf der Tagesordnung stehen wird“ [33]. Die 
zunehmend akzeptierte Forderung nach Umverteilung geht nicht 
weit genug; stattdessen gehört die Frage der Verteilung auf die Ta-
gesordnung. Um nachhaltig zu wirken, muss die globale Antwort 
auf die COVID-19-Krise über korrigierende Eingriffe und rückwir-
kende Kompensationen hinausgehen und die Ursachen von Un-
gleichheit grundsätzlich angehen.

Denn wenn Public Health ihre grundlegenden Inhalte und we-
sentlichen Anliegen als explizit politische Disziplin berücksichtigt, 
[34] kommt sie nicht umhin, sich in gesellschaftspolitische Schlüs-
selfragen wie Ressourcenverteilung, Chancengleichheit, politische 
Machtverhältnisse, soziale Gerechtigkeit, Eigeninteressen und 
Menschenrechte einzumischen, die allesamt für die Gesundheit 
der Menschen relevant sind. Praktische Gesundheitspolitik tendiert 
aber häufig dazu, Ungleichheiten zu reproduzieren und soziale Un-
gerechtigkeiten aufrecht zu halten. Dies gilt insbesondere für die 
Pandemien der vergangenen Jahrzehnte, die Einkommensungleich-
heit und Arbeitslosigkeit erhöht haben [35]. Dabei zeigen die Pan-
demieeffekte eine starke Abhängigkeit vom Bildungsniveau. Lang-
fristige Auswirkungen durch Arbeitsplatzverlust, verschlechterte Be-
schäftigungsaussichten oder andere Einkommenseinbußen und die 
damit verbundenen Verarmungsrisiken sind besonders spürbar für 
gering Gebildete, während Menschen mit höherer Bildung kaum be-
troffen sind [36, 37]. Dies vergrößert die bestehende sozioökonomi-
sche Kluft in allen Ländern und Gesellschaften der Welt und unter-
mauert gleichzeitig die dringende Notwendigkeit einer wirksamen 
universellen sozialen Absicherung, [38] einschließlich des Zugangs 
zur Gesundheitsversorgung und des Rechts auf Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall [39]. Der COVID-19-Ausbruch unterstreicht auf dra-
matische Weise die Notwendigkeit, einen weltweiten Sozial
schutzfonds oder ähnliche Finanzierungsmechanismen einzurich-
ten, damit auch die einkommensschwachen Länder ihre Bürger vor 
den immensen Kosten der gegenwärtigen wie auch künftiger Pan-
demien schützen können [40].

Der Ausbruch von COVID-19 hatte in zweierlei Hinsicht Auswir-
kungen auf die öffentliche Politik. Zum einen stellten die Grenz-
schließungen, die den Bürgern die vermeintliche Sicherheit der Na-
tionalstaaten vorgaukeln sollten, einen Rückfall in alte Zeiten dar, 
und dies sogar in Regionen, in denen die Integration bereits weit 
fortgeschritten und sogar irreversibel erschien wie in der Europäi-
schen Union. Die andere Reaktion war die unerwartete Rückkehr 
des starken Staates. Nach vielen Jahren neoliberaler Politik und der 
damit einhergehenden Verdrängung der öffentlichen Hand aus 
ihrer Verantwortung machte der Staat plötzlich wieder mit über-
raschender Klarheit und Entschlossenheit seinen Anspruch auf po-
litische Gestaltung geltend. Fast überall beschlossen die Regierun-
gen, spürbar in das individuelle und gesellschaftliche Leben einzu-
greifen und sogar die ansonsten heilige wirtschaftliche und 
unternehmerische Freiheit einzuschränken. Zum Schutz der Ge-
sundheit der Menschen erschienen die Lockdowns und die Inter-
ventionen des wiedererstarkten Staates nachvollziehbar, da sie wis-
senschaftlich gerechtfertigt wirkten.

Aus Public-Health- und gesundheitspolitischer Sicht sollte die 
wiedergewonnene Stärke des Staates gegenüber dem Privatsektor 

und v. a. bei der Kontrolle transnationaler Konzerne über die CO-
VID-19-Krise hinaus grundsätzlich erhalten bleiben. Der Staat ist 
als einziger in der Lage, das Recht auf Gesundheit zu garantieren 
und durchzusetzen, denn er ist letztlich auch als einzige Institution 
für die Einhaltung der Menschenrechte verantwortlich [41]. Um 
die Gesundheit der Menschen zu verbessern und zu schützen, muss 
der Staat mit seiner Politik die Grundrechte und Rechtsansprüche 
der Menschen schützen. Öffentliche Gesundheit erfordert aber 
nicht nur den Schutz Aller vor Gesundheitsrisiken und schlechter 
Gesundheit, sondern auch die Überwindung von Armut, Ungleich-
heiten und sozialer Ungerechtigkeit. So wichtig eine gute medizi-
nische Versorgung auch ist, sie hat weniger Einfluss auf die Gesund-
heit der Bevölkerung als ihre Lebens-, Arbeits-, Einkommens- und 
Umweltbedingungen, ihre Bildung, Chancengleichheit und sozia-
ler Zusammenhalt. Das gilt auch und besonders in Zeiten eines Pan-
demieausbruchs, in dessen Verlauf Public Health konsequent ihren 
breiten gesellschaftspolitischen Ansatz verfolgen muss und sich 
nicht auf ein biomedizinisches oder -technologisches Verständnis 
einengen lassen darf [11].

Es gibt in Deutschland durchaus Befürworter einer Neuausrich-
tung von Öffentlicher Gesundheit, darunter auch die Nationale Aka-
demie der Wissenschaften Leopoldina [42]. Aber auch sie verfolgt 
einen eingeschränkten Gesundheitsbegriff, versteht öffentliche 
ebenso wie globale Gesundheitspolitik vorrangig im Sinne verbes-
serter medizinischer Versorgung und Surveillance, also der syste-
matischen Überwachung von Erkrankungen, und setzt auf biotech-
nologische und v. a. auf gentechnologische Lösungen. Die aber wer-
den unter den von Renditeorientierung und Gewinnmaximierung 
bestimmten Bedingungen soziale Ungleichheiten eher verstärken 
als abbauen [43].

  
Fazit

Es ist falsch und gefährlich, Public Health auf die Suche nach 
Medikamenten, Impfstoffen und Gesundheitsschutzmaß-
nahmen zu reduzieren. Schlimm wäre es auch, wenn die 
Publikations- und Förderungsbedingungen Wissenschaftler 
davon abhielten, die biomedizinische Vorherrschaft bei der 
Bewältigung der Pandemie in Frage zu stellen oder gar 
kritische Themen außerhalb der vorherrschenden Auffassun-
gen zu erforschen. Um ihren eigenen Ansprüchen gerecht 
zu werden, muss Public Health für eine Gesundheitspolitik 
streiten, die soziale, wirtschaftliche, politische und ökologi-
sche Ursachen gefährlicher Virusinfektionen ebenso 
thematisiert wie die gesamtgesellschaftlichen Auswirkun-
gen der Krisenbewältigung. Kurz gesagt, Public Health muss 
zuallererst eine Gesundheitspolitik für alle und Gesundheit 
in allen Politikbereichen einfordern. Das wird unweigerlich 
zu Auseinandersetzungen mit mächtigen Akteuren und 
Eigeninteressen führen, da es den Kern der heutigen 
globalen Wirtschaft, das vorherrschende Wachstumsmodell 
und letztlich die Machtverteilung berührt. Um gestärkt und 
sichtbarer aus der aktuellen COVID-19-Krise hervorzugehen, 
muss Public Health expliziter, gradliniger und letztlich 
politischer werden.
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